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Wir laden unsere Aktionärinnen und Aktionäre zu der 
am

Freitag, dem 06. Mai 2022,  
um 11:00 Uhr,
stattfindenden ordentlichen  
Hauptversammlung ein. 

Die ordentliche Hauptversammlung wird gemäß § 1 
des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, 
Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungs-
eigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie vom 27. März 2020 in der aktuell 
gültigen Fassung („Covid-19-AuswBekG“) als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktio-
näre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) 
in den Räumlichkeiten der ifa systems AG, Augustinus-
straße 11b, 50226 Frechen (Ort der Hauptversammlung 
im Sinne des Aktiengesetzes) abgehalten.

Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte den 
weiteren Angaben und Hinweisen, die im Anschluss an 
die Tagesordnung abgedruckt sind.
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I.	 Tagesordnung

1.	� Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der 
ifa systems AG für das am 31. Dezember 2021 be-
endete Geschäftsjahr und des Lageberichts sowie 
des Berichts des Aufsichtsrats für die ifa systems 
AG über das Geschäftsjahr 2021.

2.	� Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglie-
der des Vorstands für das Geschäftsjahr 2021 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Ge-
schäftsjahr 2021 amtierenden Mitgliedern des Vor-
stands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

3. 	� Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglie-
der des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2021 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im 
Geschäftsjahr 2021 amtierenden Mitgliedern des 
Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu 
erteilen.

4.	� Beschlussfassung über die Bestellung des 
Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2022  
Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Treumerkur, Dr. Schmidt und 
Partner KG, Wuppertal, zum Abschlussprüfer für 
das Geschäftsjahr 2022 zu bestellen.

5.	� Beschlussfassung über Neuwahlen zum Aufsichtsrat 
Mit der Beendigung der Hauptversammlung, die 
über die Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder für 
das Geschäftsjahr 2021 beschließt, endet die Be-
stellung aller amtierenden Aufsichtsratsmitglieder. 
Dadurch werden Neuwahlen in der Hauptversamm-
lung 2022 erforderlich. 
 
Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich gemäß 
§§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG und § 11 Abs. 1 der Sat-
zung aus drei Mitgliedern zusammen, die sämtlich 
von der Hauptversammlung gewählt werden. Die 
Hauptversammlung ist nicht an Wahlvorschläge 
gebunden. 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor,

	 a) �Robert Gaulke, Alleinvorstand der EuroNet Soft-
ware AG mit Sitz in Frechen, wohnhaft in Düssel-
dorf, Deutschland,



5

	 b) �Dr. Uwe Hannemann, Geschäftsführer der E&L 
medical systems GmbH mit Sitz in Erlangen, 
wohnhaft in Eisenberg, Deutschland, und

	 c) �Ralf Heilig, Vorstandsmitglied der NEXUS AG mit 
Sitz in Donaueschingen, wohnhaft in Kreuzlin-
gen, Schweiz, 
 
in den Aufsichtsrat der ifa systems AG zu wählen, 
und zwar jeweils für die Zeit bis zur Beendigung 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung 
für Aufsichtsratsmitglieder für das Geschäftsjahr 
2026 beschließt.

6.	� Beschlussfassung über die Aufhebung des beste-
henden und die Schaffung eines neuen genehmig-
ten Kapitals mit Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts sowie über die Änderung von § 5 der 
Satzung 
 
Die Satzung der ifa systems AG regelt in § 5 das 
genehmigte Kapital. Die darin enthaltene Ermäch-
tigung des Vorstands wird am 23. Oktober 2022 
auslaufen. Um der Gesellschaft die Möglichkeit zu 
geben, auch zukünftig flexibel auf Finanzierungser-
fordernisse zu reagieren und die Eigenkapitaldecke 
bei Bedarf kurzfristig stärken zu können, soll ein 
neues genehmigtes Kapital mit der Möglichkeit 
zum Bezugsrechtsausschluss geschaffen werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu 
beschließen:

	 a) ��Die in § 5 der Satzung bestehende Ermächtigung 
der Hauptversammlung vom 24. Oktober 2017 zur 
Schaffung eines genehmigten Kapitals wird auf-
schiebend bedingt auf die Eintragung der unter 
lit. c) vorgeschlagenen Änderung der Satzung ins 
Handelsregister aufgehoben.

	 b) �Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats bis zum 05. Mai 2027 das 
Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe 
neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig 
oder mehrmals, höchstens jedoch um bis zu ins-
gesamt EUR 1.375.000,00 (i. W. EUR eine Million 
dreihundertfünfundsiebzigtausend) zu erhöhen 
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(genehmigtes Kapital). Das Bezugsrecht kann 
den Aktionären auch mittelbar, gemäß § 186 Ab-
satz 5 AktG, gewährt werden.  
 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, 

		  - �soweit es zum Ausgleich von Spitzenbeträgen 
erforderlich ist, 

		  - �wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinla-
ge erfolgt und der auf die neuen Aktien, für 
die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, 
insgesamt entfallende anteilige Betrag des 
Grundkapitals 10 % des bei Eintragung der Er-
mächtigung bestehenden oder – sofern dieser 
Betrag niedriger ist – im Zeitpunkt der Ausgabe 
der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals 
nicht übersteigt und der Ausgabebetrag den 
Börsenpreis der bereits börsennotierten Akti-
en der Gesellschaft gleicher Gattung und Aus-
stattung zum Zeitpunkt der endgültigen Fest-
legung durch den Vorstand nicht wesentlich im 
Sinne der §§ 203 Absatz 1 und 2, 186 Absatz 3 
Satz 4 AktG unterschreitet; das Bestehen eines 
Börsenpreises im Sinne von § 186 Absatz 3 Satz 
4 AktG setzt nicht voraus, dass die Aktien der 
Gesellschaft zum Handel im regulierten Markt 
(§§ 32 ff. BörsG) zugelassen sind, ausreichend 
ist es, wenn die Aktien der Gesellschaft in den 
Freiverkehr (§ 48 BörsG) einbezogen sind. Bei 
der Berechnung der 10%-Grenze ist der anteili-
ge Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf 
neue oder zurückerworbene Aktien entfällt, 
die seit dem 06. Mai 2022 unter vereinfachtem 
Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entspre-
chend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
oder veräußert wurden, sowie der anteilige 
Betrag am Grundkapital, auf den sich Options- 
und/oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus 
Schuldverschreibungen beziehen, die seit dem 
06. Mai 2022 in sinngemäßer Anwendung von § 
186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden, 

		  - �bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur 
Gewährung von neuen Aktien im Zusammen-
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hang mit Unternehmenszusammenschlüssen, 
zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder anderen mit einem solchen 
Zusammenschluss oder Erwerb im Zusammen-
hang stehenden einlagefähigen Wirtschafts-
gütern einschließlich Forderungen gegen die 
Gesellschaft. 

	� Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzel-
heiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchfüh-
rung, insbesondere den Zeitpunkt der Ausnutzung 
des genehmigten Kapitals, den Ausgabebetrag 
und die für die neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien zu leistende Einlage, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats festzulegen.  
 
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der 
Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitaler-
höhung zu ändern oder nach Ablauf der Ermäch-
tigungsfrist entsprechend dem Umfang der bis 
dahin erfolgten Kapitalerhöhung aus dem geneh-
migten Kapital anzupassen; dies gilt auch für ge-
nehmigtes Kapital, dessen Ausübungsfrist bereits 
abgelaufen ist und welches nicht genutzt wurde.

	 c) �§ 5 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
„§ 5 Genehmigtes Kapital 
 
(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats bis zum 05. Mai 2027 das 
Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe 
neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig 
oder mehrmals, höchstens jedoch um bis zu ins-
gesamt EUR 1.375.000,00 (i. W. EUR eine Million 
dreihundertfünfundsiebzigtausend) zu erhöhen 
(genehmigtes Kapital). Das Bezugsrecht kann 
den Aktionären auch mittelbar, gemäß § 186 Ab-
satz 5 AktG, gewährt werden. 
 
(2) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, 
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		  - �soweit es zum Ausgleich von Spitzenbeträgen 
erforderlich ist, 

		  - �wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinla-
ge erfolgt und der auf die neuen Aktien, für 
die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, 
insgesamt entfallende anteilige Betrag des 
Grundkapitals 10 % des bei Eintragung der Er-
mächtigung bestehenden oder – sofern dieser 
Betrag niedriger ist – im Zeitpunkt der Ausgabe 
der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals 
nicht übersteigt und der Ausgabebetrag den 
Börsenpreis der bereits börsennotierten Akti-
en der Gesellschaft gleicher Gattung und Aus-
stattung zum Zeitpunkt der endgültigen Fest-
legung durch den Vorstand nicht wesentlich im 
Sinne der §§ 203 Absatz 1 und 2, 186 Absatz 3 
Satz 4 AktG unterschreitet; das Bestehen eines 
Börsenpreises im Sinne von § 186 Absatz 3 Satz 
4 AktG setzt nicht voraus, dass die Aktien der 
Gesellschaft zum Handel im regulierten Markt 
(§§ 32 ff. BörsG) zugelassen sind, ausreichend 
ist es, wenn die Aktien der Gesellschaft in den 
Freiverkehr (§ 48 BörsG) einbezogen sind. Bei 
der Berechnung der 10%-Grenze ist der anteili-
ge Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf 
neue oder zurückerworbene Aktien entfällt, 
die seit dem 06. Mai 2022 unter vereinfachtem 
Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entspre-
chend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
oder veräußert wurden, sowie der anteilige 
Betrag am Grundkapital, auf den sich Options- 
und/oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus 
Schuldverschreibungen beziehen, die seit dem 
06. Mai 2022 in sinngemäßer Anwendung von § 
186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden, 

		  - �bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur 
Gewährung von neuen Aktien im Zusammen-
hang mit Unternehmenszusammenschlüssen, 
zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Un-
ternehmen oder anderen mit einem solchen Zu-
sammenschluss oder Erwerb im Zusammenhang 
stehenden einlagefähigen Wirtschaftsgütern ein-
schließlich Forderungen gegen die Gesellschaft. 
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		�  (3) Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren 
Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer 
Durchführung, insbesondere den Zeitpunkt der 
Ausnutzung des genehmigten Kapitals, den Aus-
gabebetrag und die für die neuen auf den Inha-
ber lautenden Stückaktien zu leistende Einlage, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.  
 
(4) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung 
der Satzung entsprechend dem Umfang der 
Kapitalerhöhung zu ändern oder nach Ablauf 
der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Um-
fang der bis dahin erfolgten Kapitalerhöhung 
aus dem genehmigten Kapital anzupassen; dies 
gilt auch für genehmigtes Kapital, dessen Aus-
übungsfrist bereits abgelaufen ist und welches 
nicht genutzt wurde.“

	 d) �Der Vorstand wird angewiesen, die Aufhebung 
des bestehenden genehmigten Kapitals nur zu-
sammen mit der beschlossenen Schaffung des 
neuen genehmigten Kapitals mit Änderung des 
§ 5 der Satzung zur Eintragung in das Handelsre-
gister anzumelden.

7.	� Beschlussfassung über die Änderung des § 29 der 
Satzung 
 
Die ifa systems AG ist zum 31. Dezember 2021 nach 
den gesetzlich definierten Größenklassen aus 
§§ 267, 267a HGB zum vierten aufeinanderfolgen-
den Bilanzstichtag eine kleine Kapitalgesellschaft. 
Aufgrund der Einordnung als kleine Kapitalgesell-
schaft entfällt die Pflicht zur Aufstellung eines La-
geberichts gem. § 264 Absatz 1 Satz 4 HGB. Um den 
Vorstand zu entlasten, soll daher der Lagebericht 
aus der Satzung gestrichen werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu 
beschließen: 
 
§ 29 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
„§ 29 Geschäftsjahr, Jahresabschluss und Entla-
stung des Vorstands und Aufsichtsrats 
 
(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr 
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(2) �Der Vorstand hat den Jahresabschluss für das 
vergangene Geschäftsjahr in den ersten drei 
Monaten eines jeden Geschäftsjahres aufzustel-
len und dem Aufsichtsrat einzureichen. Soweit 
gesetzlich eine längere Frist zulässig ist, gilt 
diese längere Frist. Der Aufsichtsrat erteilt dem 
Abschlussprüfer unverzüglich den Prüfungs-
auftrag für den Jahresabschluss. Nach Eingang 
des Prüfungsberichts beim Aufsichtsrat sind der 
Jahresabschluss, der Vorschlag des Vorstands 
über die Verwendung des Bilanzgewinns sowie 
der Prüfungsbericht den anderen Aufsichts-
ratsmitgliedern zwecks Prüfung zur Kenntnis zu 
bringen

	 (3) �Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss und 
den Vorschlag des Vorstands für die Verwen-
dung des Bilanzgewinns zu prüfen und über 
das Ergebnis der Prüfung schriftlich an die 
Hauptversammlung zu berichten. Er hat seinen 
Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm 
die Vorlagen zugegangen sind, dem Vorstand 
zuzuleiten. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung 
den Jahresabschluss, ist dieser festgestellt.

	 (4) �Der Jahresabschluss, der Bericht des Aufsichts-
rats und der Vorschlag für die Verwendung des 
Bilanzgewinns sind von der Einberufung an auf 
der Internetseite der Gesellschaft den Aktionä-
ren zur Einsicht zugänglich zu machen.

	 (5) �Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahres-
abschluss fest, so können Beträge bis zur Hälfte 
des Jahresüberschusses in andere Gewinnrück-
lagen eingestellt werden. Der Vorstand und der 
Aufsichtsrat sind darüber hinaus ermächtigt, 
Beträge bis zu einem weiteren Viertel des Jah-
resüberschusses in andere Gewinnrücklagen 
einzustellen, wenn die anderen Gewinnrückla-
gen die Hälfte des Grundkapitals nicht über-
steigen oder soweit sie nach der Einstellung die 
Hälfte nicht übersteigen würden. Bei der Be-
rechnung des in andere Gewinnrücklagen ein-
zustellenden Teils des Jahresüberschusses sind 
vorweg Zuweisungen zur gesetzlichen Rücklage 
und Verlustvorträge abzuziehen.
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	 (6) �Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats im 
Rahmen von § 59 AktG eine Abschlagsdividende 
an die Aktionäre ausschütten.“

II.	� Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung 
zu TOP 6 der Tagesordnung gemäß §§ 203 Abs. 2, 
186 Abs. 4 Satz 2 AktG  
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tages-
ordnungspunkt 6 der Hauptversammlung am 06. 
Mai 2022 vor, ein neues genehmigtes Kapital zu 
schaffen. Zur Ermächtigung, das Bezugsrecht un-
ter bestimmten Voraussetzungen auszuschließen, 
erstattet der Vorstand gemäß §§ 186 Absatz 4 Satz 
2, 203 Absatz 2 Satz 2 AktG nachfolgenden schriftli-
chen Bericht:  
 
Die bislang in § 5 Absatz 1 der Satzung enthaltene 
Ermächtigung, das Grundkapital der Gesellschaft 
durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen einmalig oder mehrmals, höchstens 
jedoch um bis zu EUR 1.375.000,00 zu erhöhen, 
endet am 23. Oktober 2022. Diese Möglichkeit der 
Gesellschaft, sich durch Ausgabe neuer Aktien am 
Kapitalmarkt zu refinanzieren oder durch Sach-
einlage andere Unternehmen oder Beteiligungen 
an anderen Unternehmen zu erwerben, wird zu 
diesem Zeitpunkt entfallen. Im Unternehmensin-
teresse soll daher durch den Beschluss zu Punkt 6 
der Tagesordnung ein neues genehmigtes Kapital 
in Höhe von EUR 1.375.000,00 geschaffen werden. 
Um dem Vorstand der Gesellschaft auch in zeitli-
cher Hinsicht die volle Flexibilität zur Nutzung der 
Ermächtigungsgrundlage einzuräumen, schlagen 
Vorstand und Aufsichtsrat daher vor, eine neue Er-
mächtigung mit einer Laufzeit bis zum 05. Mai 2027 
zu beschließen. Der Vorstand der Gesellschaft soll 
hierdurch ermächtigt werden, das Grundkapital 
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mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder 
mehrmals, höchstens jedoch um bis zu insgesamt 
EUR 1.375.000,00 durch Ausgabe neuer auf den In-
haber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen zu erhöhen. Hierdurch bleibt der 
Vorstand in einem angemessenen Rahmen in der 
Lage, die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft 
den geschäftlichen und rechtlichen Erfordernis-
sen anzupassen und kurzfristig auf auftretende 
Finanzierungserfordernisse im Zusammenhang mit 
der Umsetzung von strategischen Entscheidungen 
zu reagieren. Dazu muss die Gesellschaft – unab-
hängig von konkreten Ausnutzungsplänen – stets 
über die notwendigen Instrumente der Kapital-
beschaffung verfügen. Gängige Anlässe für die 
Inanspruchnahme eines genehmigten Kapitals sind 
die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finan-
zierung von Beteiligungserwerben. Da Entschei-
dungen über die Deckung eines Kapitalbedarfs in 
der Regel kurzfristig zu treffen sind, ist es wichtig, 
dass die Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus 
der jährlichen Hauptversammlung abhängig ist. Mit 
dem Instrument des genehmigten Kapitals hat der 
Gesetzgeber diesem Erfordernis Rechnung getra-
gen. Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals 
haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht. 
Die Aktien können im Rahmen eines gesetzlichen 
Bezugsrechts den Aktionären auch mittelbar 
gewährt werden gemäß § 186 Absatz 5 AktG. Bei 
dem zur Beschlussfassung vorgeschlagenen ge-
nehmigten Kapital ist jedoch mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats ein Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre in den nachfolgend erläuterten Fällen 
möglich:

	 - �Mit Zustimmung des Aufsichtsrats soll der Vor-
stand ermächtigt werden, das Bezugsrecht 
auszuschließen, soweit es zum Ausgleich von 
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Spitzenbeträgen notwendig ist. Dieser Ausschluss 
beim genehmigten Kapital ist erforderlich, um ein 
praktikables, technisch ohne weiteres durchführ-
bares Bezugsverhältnis darstellen zu können. Die 
als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch 
Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise 
bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der 
mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der 
Beschränkung auf Spitzenbeträge gering.

	 - �Das Bezugsrecht der Aktionäre soll mit Zustim-
mung bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen 
zur Gewährung von Aktien im Zusammenhang 
mit Unternehmenszusammenschlüssen, zum 
Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
oder anderen mit einem solchen Zusammen-
schluss oder Erwerb im Zusammenhang ste-
henden einlagefähigen Wirtschaftsgütern ein-
schließlich Forderungen gegen die Gesellschaft 
ausgeschlossen werden können. Damit wird der 
Vorstand in die Lage versetzt, Aktien der Gesell-
schaft in geeigneten Einzelfällen zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligun-
gen an Unternehmen oder anderen Wirtschafts-
gütern einzusetzen. In Verhandlungen kann sich 
die Notwendigkeit ergeben, als Gegenleistung für 
solche Geschäfte nicht Geld, sondern auch Aktien 
anzubieten. Durch das genehmigte Kapital gekop-
pelt mit einem entsprechenden Bezugsrechts-
ausschluss soll die ifa systems AG in die Lage ver-
setzt werden, ohne Beanspruchung von Fremdka-
pitallinien und liquiditätsschonend in geeigneten 
Fällen Unternehmen, Unternehmensteile, Betei-
ligungen an anderen Unternehmen oder andere 
Wirtschaftsgüter von Dritten gegen Ausgabe von 
Aktien zu erwerben, wodurch der Handlungsspiel-
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raum des Vorstands im internationalen Wettbe-
werb deutlich erhöht wird. Gerade bei den immer 
größer werdenden Unternehmenseinheiten, die 
bei derartigen Geschäften betroffen sind, können 
die Gegenleistungen oft nicht in Geld erbracht 
werden, ohne die Liquidität der Gesellschaft zu 
strapazieren oder den Grad der Verschuldung 
in nicht wünschenswertem Maße zu erhöhen. Es 
kommt bei einem Bezugsrechtsausschluss zwar 
zu einer Verringerung der relativen Beteiligungs-
quote und des relativen Stimmrechtsanteils der 
vorhandenen Aktionäre. Bei Einräumung eines 
Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an 
Unternehmen oder von sonstigen Wirtschafts-
gütern gegen Gewährung von Aktien nicht mög-
lich und die damit für die Gesellschaft und die 
Aktionäre verbundenen Vorteile wären nicht 
erreichbar. Im Einzelfall wird der Vorstand sorg-
fältig prüfen, ob er von dem genehmigten Kapital 
Gebrauch machen soll. Er wird dies nur dann tun, 
wenn der betroffene Erwerb im Interesse der 
Gesellschaft ist. Die Emission von Aktien gegen 
Sacheinlagen setzt voraus, dass der Wert der 
Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis 
zum Wert der Aktien steht. Der Vorstand wird bei 
der Festlegung der Bewertungsrelation sicher-
stellen, dass die Interessen der Gesellschaft und 
ihrer Aktionäre angemessen gewahrt bleiben und 
ein angemessener Ausgabebetrag erzielt wird.

	 - �Mit Zustimmung des Aufsichtsrats soll das Be-
zugsrecht zudem ausgeschlossen werden können, 
wenn die Volumenvorgaben und die übrigen An-
forderungen für einen Bezugsrechtsausschluss 
nach § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG erfüllt sind. Ein 
etwaiger Abschlag vom aktuellen Börsenpreis 
wird voraussichtlich nicht über 3 %, jedenfalls 
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aber maximal bei 5 % des Börsenpreises zum 
Zeitpunkt der Festsetzung des Ausgabebetrags 
durch den Vorstand liegen. Diese Möglichkeit 
des Bezugsrechtsausschlusses soll die Verwal-
tung in die Lage versetzen, kurzfristig günstige 
Börsensituationen auszunutzen und dabei durch 
die marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst 
hohen Ausgabebetrag und damit eine größt-
mögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. 
Eine derartige Kapitalerhöhung führt wegen der 
schnelleren Handlungsmöglichkeit grundsätz-
lich zu einem höheren Mittelzufluss als eine 
vergleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht 
der Aktionäre, weil es in der Regel zu einem ge-
ringeren Abschlag als bei einer Bezugsrechtse-
mission kommt. Sie liegt somit im Interesse der 
Gesellschaft und der Aktionäre. Zusätzlich kann 
mit einer derartigen Kapitalerhöhung auch die 
Gewinnung neuer Aktionärsgruppen angestrebt 
werden. Bei der Ausnutzung der vorgeschlagenen 
Ermächtigung wird der Vorstand mit der Zustim-
mung des Aufsichtsrats den Ausgabebetrag der 
neuen Aktien so nahe am aktuellen Börsenkurs 
festlegen wie unter Berücksichtigung der jewei-
ligen Situation am Kapitalmarkt möglich. Auf-
grund der Anbindung an den Börsenkurs wird ein 
nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil für die 
vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre 
verhindert. Zwar kommt es zu einer Verringerung 
der relativen Beteiligungsquote und des relativen 
Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. 
Diese Aktionäre haben aufgrund des börsen-
kursnahen Ausgabepreises der neuen Aktien 
und aufgrund der größenmäßigen Begrenzung 
der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung aber 
grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungs-
quote durch Erwerb der erforderlichen Aktien zu 
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annähernd gleichen Bedingungen über die Börse 
aufrechtzuerhalten. Der Vorstand wird sich bei 
der Inanspruchnahme der Ermächtigung um eine 
den Kapitalmarkt schonende Ausgabe der neuen 
Aktien aus der Kapitalerhöhung bemühen.

	� Die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinter-
essen der Aktionäre bleiben bei einer Ausnutzung 
des genehmigten Kapitals unter Ausschluss des 
Bezugsrechts damit angemessen gewahrt, während 
der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere 
Handlungsspielräume eröffnet werden. Bei Abwägung 
aller Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den 
Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen 
und aus den aufgezeigten Gründen daher für sachlich 
gerechtfertigt und angemessen. Der Vorstand wird 
über jede Ausnutzung der Ermächtigung zur Erhöhung 
des Grundkapitals aus genehmigten Kapital berichten.

III.	 Weitere Angaben und Hinweise

1. 	� Allgemeine Hinweise zur virtuellen Hauptversammlung 
Vor dem Hintergrund der andauernden COVID-
19-Pandemie hat der Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats beschlossen, die ordentliche Haupt-
versammlung der ifa systems AG am 6. Mai 2022 ge-
mäß § 1 Covid-19-AuswBekG als virtuelle Hauptver-
sammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre 
oder ihrer Bevollmächtigten abzuhalten. 
 
Für die Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten (mit 
Ausnahme der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter) besteht kein Recht und kei-
ne Möglichkeit zur Anwesenheit am Ort der Haupt-
versammlung. Die gesamte Hauptversammlung 
wird für unsere ordnungsgemäß angemeldeten 
Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten über das Ak-
tionärsportal, welches auf der Internetseite der ifa 
systems AG unter 
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https://www.ifasystems.de/investor-
relations/#hauptversammlung 
 
erreichbar ist, in Bild und Ton übertragen; diese 
Übertragung ermöglicht keine Teilnahme an der 
virtuellen Hauptversammlung i. S. v. § 118 Abs. 1 
Satz 2 AktG. 
 
Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder 
ihrer Bevollmächtigten erfolgt ausschließlich im 
Wege der elektronischen Briefwahl oder durch 
Vollmachts- und Weisungserteilung an die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nach 
Maßgabe der nachfolgend beschriebenen Bestim-
mungen.

2.	� Teilnahme an der Hauptversammlung 
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts in der Hauptversamm-
lung sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die ihre 
Berechtigung hierzu nachgewiesen haben. Als 
Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der 
Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-
rechts ist ein in Textform erstellter Nachweis des 
Anteilsbesitzes durch den Letztintermediär gemäß 
§ 67c Abs. 3 AktG ausreichend und erforderlich. Der 
Nachweis hat sich auf den gesetzlich bestimmten 
Zeitpunkt vor der Hauptversammlung zu beziehen 
und muss der Gesellschaft unter der in der Ein-
berufung hierfür mitgeteilten Adresse innerhalb 
der gesetzlichen Frist vor der Hauptversammlung 
zugehen. 
 
Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich daher 
auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptver-
sammlung, d. h. auf den 15. April 2022, 0:00 Uhr, 
zu beziehen und muss der Gesellschaft unter der 
nachfolgend genannten Adresse spätestens bis 
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zum Ablauf des 29. April 2022, 24:00 Uhr, zugehen 
(die Nutzung einer der genannten Übermittlungs-
möglichkeiten genügt): 
 
ifa systems AG 
c/o ITTEB GmbH & Co. KG 
Vogelanger 25 
86937 Scheuring 
Fax +49 8195 77 88 600 
E-Mail: ifasystems2022@itteb.de 
 
Nach Eingang des Nachweises des Anteilsbesitzes 
werden den Aktionären Zugangskarten mit den 
Zugangsdaten für die Nutzung des Aktionärspor-
tals übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der 
Zugangskarten sicherzustellen, bitten wir die Ak-
tionäre, frühzeitig für die Übersendung des Nach-
weises ihres Anteilsbesitzes Sorge zu tragen.

3.	� Details zum Aktionärsportal 
Das Aktionärsportal steht für unsere ordnungs-
gemäß angemeldeten Aktionäre ab dem 15. April 
2022, 0:00 Uhr, auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter 
 
https://www.ifasystems.de/investor-
relations/#hauptversammlung 
 
zur Verfügung. Über dieses Aktionärsportal können 
Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten gemäß den 
dafür vorgesehenen Verfahren ihr Stimmrecht im 
Wege der elektronischen Briefwahl ausüben bzw. 
Vollmacht und Weisung an die Stimmrechtsvertre-
ter der Gesellschaft erteilen, Vollmachten an eine 
dritte Person erteilen, Fragen einreichen und Wi-
derspruch gegen Beschlüsse der Hauptversamm-
lung erklären, jeweils wie in den nachfolgenden 
Abschnitten näher beschrieben.
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4.	� Verfahren für die Stimmabgabe 
 
Bevollmächtigung 
Die Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Haupt-
versammlung auch durch einen Bevollmächtigten, 
z. B. einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, 
einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person 
ihrer Wahl ausüben lassen. Auch in diesem Fall ist 
der fristgerechte Nachweis des Anteilsbesitzes – wie 
vorstehend beschrieben – erforderlich. Die Erteilung 
der Vollmacht und ihr etwaiger Widerruf können ge-
genüber dem Bevollmächtigten oder gegenüber der 
Gesellschaft erfolgen. Bevollmächtigt der Aktionär 
mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine 
oder mehrere von diesen Personen zurückweisen. 
 
Wenn weder ein Intermediär (z. B. ein Kreditinsti-
tut), noch eine Aktionärsvereinigung, ein Stimm-
rechtsberater oder eine andere der in § 135 AktG 
gleichgestellten Personen bevollmächtigt wird, 
bedürfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf 
und der Nachweis der Bevollmächtigung gegen-
über der Gesellschaft der Textform. Ein Formular, 
von dem bei der Vollmachtserteilung Gebrauch 
gemacht werden kann, wird den Aktionären zusam-
men mit der Zugangskarte zur Hauptversammlung 
übermittelt. Darüber hinaus kann das Formular 
auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
 
https://www.ifasystems.de/investor-
relations/#hauptversammlung  
 
heruntergeladen werden. 
 
Der Nachweis der Bevollmächtigung kann per Post 
oder E-Mail bis zum Ablauf des 4. Mai 2022, 24:00 
Uhr, an folgende Anschrift oder E-Mail-Adresse 
übermittelt, geändert oder widerrufen werden (die 
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Nutzung einer der genannten Übermittlungsmög-
lichkeiten genügt): 
 
ifa systems AG 
c/o ITTEB GmbH & Co. KG 
Vogelanger 25 
86937 Scheuring 
E-Mail: ifasystems2022@itteb.de 
 
Alternativ kann das Aktionärsportal, welches auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter  
 
https://www.ifasystems.de/investor-
relations/#hauptversammlung  
 
erreichbar ist, genutzt werden. Dort können Be-
vollmächtigungen gemäß den dafür vorgesehenen 
Verfahren bis zum Beginn der Abstimmung in der 
virtuellen Hauptversammlung erteilt oder widerru-
fen werden. 
 
Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis 
zu den vorstehend genannten Zeitpunkten auch zur 
Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch 
Erklärung gegenüber der Gesellschaft erfolgen soll; 
ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der Be-
vollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. Auch der 
Widerruf einer bereits erteilten Vollmacht kann auf 
den vorgenannten Übermittlungswegen jeweils bis zu 
den vorstehend genannten Zeitpunkten unmittelbar 
gegenüber der Gesellschaft erklärt werden. 
 
Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimm-
rechtsberater und andere in § 135 AktG gleichge-
stellte Personen können für ihre eigene Bevoll-
mächtigung abweichende Regelungen vorsehen. 
Die Aktionäre werden gebeten, sich in einem sol-
chen Fall rechtzeitig mit der zu bevollmächtigen-
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den Person oder Institution über Form und Verfah-
ren der Vollmachtserteilung abzustimmen. 
 
Auch Bevollmächtigte können nicht physisch an 
der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können 
das Stimmrecht für die von ihnen vertretenen Ak-
tionäre lediglich im Rahmen ihrer jeweiligen Voll-
macht im Wege der elektronischen Briefwahl oder 
durch (Unter-)Bevollmächtigung der weisungsge-
bundenen Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
ausüben. Die Nutzung des Aktionärsportals setzt 
voraus, dass der Bevollmächtigte vom Vollmacht-
geber die für den Zugang zum Aktionärsportal not-
wendigen Zugangsdaten erhält. 
 
Stimmrechtsvertretung durch weisungsgebundene 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
Aktionäre können sich auch durch die von der Ge-
sellschaft benannten weisungsgebundenen Stimm-
rechtsvertreter vertreten lassen. Auch in diesem 
Fall ist der fristgerechte Nachweis des Anteilsbe-
sitzes – wie vorstehend beschrieben – erforderlich. 
Die Vollmacht an die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft, ihre Änderung und ihr Widerruf be-
dürfen der Textform. 
 
Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechts-
vertreter der Gesellschaft können per Post oder E-
Mail an die vorstehend im Abschnitt „Bevollmäch-
tigung“ genannte Anschrift oder E-Mail-Adresse 
bis zum Ablauf des 4. Mai 2022, 24:00 Uhr, erteilt, 
geändert oder widerrufen werden. 
 
Ein Formular, von dem bei der Vollmachts- und 
Weisungserteilung Gebrauch gemacht werden 
kann, wird den Aktionären zusammen mit der Zu-
gangskarte zur Hauptversammlung übermittelt.  
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Ein entsprechendes Formular steht auch auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter 
 
https://www.ifasystems.de/investor-
relations/#hauptversammlung  
 
zum Download zur Verfügung. 
 
Alternativ kann das Aktionärsportal, welches auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter 
 
https://www.ifasystems.de/investor-
relations/#hauptversammlung 
 
erreichbar ist, genutzt werden. Dort können Voll-
machten und Weisungen an die Stimmrechtsver-
treter der Gesellschaft gemäß den dafür vorgese-
henen Verfahren bis zum Beginn der Abstimmung 
in der virtuellen Hauptversammlung erteilt, geän-
dert oder widerrufen werden. 
 
Erhalten die Stimmrechtsvertreter für ein und den-
selben Aktienbestand bis zum 4. Mai 2022, 24:00 
Uhr, sowohl mittels des Vollmachts- und Weisungs-
formulars als auch über das Aktionärsportal Voll-
macht und Weisungen, werden diese unabhängig 
von den Eingangsdaten in folgender Reihenfolge 
berücksichtigt: 1. über das Aktionärsportal, 2. per E-
Mail, 3. auf dem Postweg übersandte Erklärungen. 
 
Bei einer Bevollmächtigung der von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter müssen 
diesen in jedem Falle Weisungen für die Ausübung 
des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechts-
vertreter sind verpflichtet, entsprechend den ih-
nen erteilten Weisungen abzustimmen. Soweit zu 
einzelnen Tagesordnungspunkten keine Weisung 
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erteilt wird, muss sich der Stimmrechtsvertreter 
bei diesen Punkten der Stimme enthalten. Die 
Stimmrechtsvertreter nehmen keine Vollmachten 
zur Erklärung von Widersprüchen gegen Haupt-
versammlungsbeschlüsse, zur Stellung von Fragen 
oder Anträgen entgegen. 
 
Stimmabgabe im Wege der elektronischen Brief-
wahl 
 
Aktionäre können ihr Stimmrecht auch im Wege 
der elektronischen Briefwahl abgeben. Auch in 
diesem Fall ist der fristgerechte Nachweis des 
Anteilsbesitzes – wie vorstehend beschrieben –  
erforderlich. Elektronische Briefwahlstimmen kön-
nen ausschließlich über das Aktionärsportal auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter  
 
https://www.ifasystems.de/investor-
relations/#hauptversammlung  
 
bis zum Beginn der Abstimmung in der virtuellen 
Hauptversammlung abgegeben, geändert oder wi-
derrufen werden. Es wird darauf hingewiesen, dass 
andere Kommunikationswege für die elektronische 
Briefwahl nicht zur Verfügung stehen. 
 
Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsver-
einigungen und Stimmrechtsberater oder sonstige 
gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen 
und Institutionen können sich der elektronischen 
Briefwahl bedienen. 
 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzel-
abstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies 
im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wur-
de, so gelten die Weisung an die Stimmrechtsver-
treter und die Stimmabgabe im Wege der elektro-
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nischen Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt 
insgesamt auch als entsprechende Weisung für 
jeden Punkt der Einzelabstimmung.  
 
Bestätigung über die Stimmenzählung gemäß § 129 
Abs. 5 AktG 
 
Den Aktionären wird im Aktionärsportal eine Be-
stätigung über die Stimmenzählung gemäß § 129 
Abs. 5 AktG bereitgestellt, die der Abstimmende 
innerhalb eines Monats nach dem Tag der Haupt-
versammlung herunterladen kann.

IV.	 Rechte der Aktionäre

1.	� Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären,  
§§ 126, 127 AktG 
Anträge nach § 126 AktG und Wahlvorschläge nach 
§ 127 AktG richten Sie bitte ausschließlich an: 
 
ifa systems AG 
Michelina Maspfuhl 
Augustinusstr. 11B 
50226 Frechen 
Fax: +49 2234 93367 30 
E-Mail: michelina.maspfuhl@ifasystems.de 
 
Zugänglich zu machende Anträge und Wahlvor-
schläge von Aktionären, die uns bis spätestens 14 
Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, d. h. bis 
zum Ablauf des 21. April 2022, 24:00 Uhr, zugehen, 
werden im Internet unter  
 
https://www.ifasystems.de/investor-
relations/#hauptversammlung  
 
veröffentlicht. Eventuelle Stellungnahmen der 
Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten 
Internetadresse veröffentlicht. 
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Gegenanträge und Wahlvorschläge, die nach §§ 126 
Abs. 1, 127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten 
gem. § 1 Abs. 2 S. 2 Covid-19-AuswBekG als in der 
Versammlung gestellt, wenn der den Gegenantrag 
stellende oder den Wahlvorschlag unterbreiten-
de Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur 
Hauptversammlung angemeldet ist.

2.	� Fragerecht der Aktionäre gemäß § 1 Absatz 2 Satz 2 
Covid-19-AuswBekG 
Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre 
Bevollmächtigten haben das Recht, im Vorfeld der 
Hauptversammlung Fragen einzureichen. In Ein-
klang mit § 1 Absatz 2 Satz 2 Covid-19-AuswBekG 
entscheidet der Vorstand nach pflichtgemäßem, 
freiem Ermessen, wie er die Fragen beantwortet. 
Der Vorstand behält sich insofern insbesondere 
vor, eingereichte Fragen einzeln oder mehrere Fra-
gen zusammengefasst zu beantworten. 
 
Fragen der Aktionäre sind bis spätestens 4. Mai 
2022, 24:00 Uhr, über das Aktionärsportal, welches 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
 
https://www.ifasystems.de/investor-
relations/#hauptversammlung  
 
zugänglich ist, einzureichen. Auf anderem Wege 
oder nach Ablauf des 4. Mai 2022, 24:00 Uhr, einge-
reichte Fragen bleiben unberücksichtigt. Während 
der virtuellen Hauptversammlung können keine 
Fragen gestellt werden.

3.	� Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptver-
sammlung gemäß § 1 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 Covid-
19-AuswBekG  
Angemeldete Aktionäre sowie ihre Bevollmächtig-
ten, die das Stimmrecht im Wege der elektronischen 
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Briefwahl oder durch Vollmacht- und Weisungser-
teilung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
ausgeübt haben, haben die Möglichkeit, über das 
Aktionärsportal, welches auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter  
 
https://www.ifasystems.de/investor-
relations/#hauptversammlung  
 
zugänglich ist, von Beginn der virtuellen Haupt-
versammlung am 6. Mai 2022 an bis zu deren Ende 
gemäß § 245 Nr. 1 AktG i. V. m. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 
Covid-19-AuswBekG Widerspruch gegen Beschlüsse 
der Hauptversammlung zur Niederschrift des Notars 
zu erklären.

V. Unterlagen und Datenschutz

1.	� Unterlagen 
Vom Zeitpunkt der Einberufung an werden nach-
folgend genannte Unterlagen auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter  
 
https://www.ifasystems.de/investor-
relations/#hauptversammlung  
 
zugänglich gemacht:

	 - �der festgestellte Jahresabschluss der ifa systems 
AG mit dem Lagebericht für die ifa systems AG für 
das Geschäftsjahr 2021,

	 - �der Bericht des Aufsichtsrats über das Geschäfts-
jahr 2021.

2.	� Hinweise zum Datenschutz 
Im Rahmen der Hauptversammlung der ifa systems 
AG werden personenbezogene Daten verarbeitet. 
Einzelheiten dazu können unseren Datenschutzin-
formationen unter  
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https://www.ifasystems.de/investor-
relations/#hauptversammlung  
 
entnommen werden. Aktionäre, die einen Vertreter 
bevollmächtigen, werden gebeten, diesen über die 
Datenschutzinformationen zu informieren.

Frechen, im März 2022

ifa systems AG 
Der Vorstand




